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I!i Bantuston Palästina
I:!

Landenteignung und Siedlungspalitik in den besetzten Gebieten Israels

Mitte Februar dieses Jahres hielt sich der Autor mit einer fact-finding-
mission in den von Israel besetzten Gebieten auf. Die Reise, an der
Journalistinnen, Ärzte und Juristen teilnahmen, war vor allem der Unter-
suchung der medizinischen Versorgung der Bevölkerung, der Arbeits-
bedingungen und Arbeitsrechte, der Medienzensur und der Siedlungs-
politik gewidmet. Sie wurde von der Regenbogenfraktion im Europäi-
schen Parlament und von der Vereinigung demokratischer Juristinnen
und Juristen (VdJ) unterstützt. Die einzelnen Teile des Reports sind bei
der Redaktion erhältlich.

Am 5. Februar 1992 richtete der israelische Staatspräsident Chaim
Herzog vor der Parlamentarischen Versammlung des Europarates in
Straßburg schwere Vorwürfe gegen die westlichen Regierungen, weil

; sie alle Probleme und Konflikte in der arabischen Welt auf das Verhält-

". nis Israels zu den Palästinensern reduzierten, was zu fundamentalen

Fehleinschätzungen führe. Insbesondere werde die Siedlungspolitik im
Westen überbewertet. In den besetzten palästinensischen Gebieten
lebten etwa 100.000 israelische Siedler unter 1,5 Millionen Arabern.
Kein einziger Palästinenser sei wegen dieser Politik zwangsenteignet
worden. So offensichtlich falsch diese Behauptung ist, so plastisch
zeigt sie jedoch die ebenso falsche politische Vorstellungswelt, aus der
heraus die israelische Regierung sich dem stärker werdenden Druck
auf Einstellung der Siedlungspolitik entgegenstellt. Premierminister Yitz-
hak SGhamir umschrieb einige Monate zuvor seine Einstellung mit den
Worten: »Settlement is part of the regional confl.ict between us and the
Arab world and between us and international parties like the United
States. For me, settlement is not a big issue - it's anormal process. If
we establish a settlement here or expand a settlement there, this is only

: natural. We are operating according our understanding that the land
belong to us.« I Dieses »Verständnis« wird sich bei wohl allen der

inzwischen 230.000 Siedler in Ost-Jerusalem, der Westbank und im
Gaza-Streifen sowie bei einer Mehrheit der jüdischen Israelis durchge-

.1:/nterviewin setzt haben.

Xai~;;, ~~9~;~~~ Wie wenig diese Vorstellungen aber der Realität in den besetzten
her 1991. Gebieten Palästinas entsprechen, wird sich aus der folgenden Untersu-

chung ergeben.

1. 2S Jahre Landenteignung - was bleibt von Palästina übrig?

Israelische Quellen gehen davon aus, daß sich 1991 ca. 2/3 (65,5
%) der Westbank (ausgenommen Ost-Jerusalem) und ca. 60 % des

:t~i 190 Gaza-Streifens unter ausschließlicher Kontrolle des Israelischen Staates

~~
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Landenteignung in den West Bank
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.2: Ha'arelz v. 17. ~efanden.2 Das bede.utet, sie w~:en en~ede~. ~ereits enteign~t o~er
April 1991. Die West- sIe waren aus verschiedenen Grunden fur Palastlnenser unzugangllch
::~/=~~.ahne Osl- gemacht worden. Da es keine amtlichen statistischen Angaben gibt,

~]Jlk~O;O1e~n~z: differieren die Schätzungen leicht. Nehmen wir eine weitere israeli-
Streifen 365.000 sche Quelle, Meron Benvenisti, so finden wir bei ihm für das Jahr
1;:~~e: 3~~':;~no;s 1986 52 % der West Bank und für 1988 49 % des Gaza-Streifens
Cammunicatian Cenlre unter ausschließlicher israelischer Kontrolle.3 1967 besaßen Juden
(JMCC) geht von 49 %
des Gazo-Streifens lediglich 0,5 % der besetzten Gebiete (3000 haJ, die sie zumeist vor
aus, der unter aussch- 1948 k ft h 4ließlicherKontrolleder ge au atten.
jüdischen Siedler steht. Diese Daten werden auch in palästinensischen und internationalen
Vgl. ..beg, borrowor

d dsteoilisraeli Settlement Darstellungen zug run e gelegf un durch jüngste palästinensische

;,na~:ti~~uf;:tories, Berechnungen bestätigt. Diese haben eine erhebliche Eskalation der
Jerusalem, September landnahme seit Beginn der Intifada festgestellt. Von Januar 1988 bis
1991, S. 17
.3: Meron Benvenisti, Juni 1991 wurden weitere 8,78 % der Gesamtfläche von Westbank
~kl:V~s~~lit7:a1~:x~- und Gaza-Streifen enteignet (504.120 dunuml, von denen allein
on, Jerusalem: West 7,29% (418.642 dunumJ auf die Zeit von Januar 1990 bis Juni
Bank Vota Base Pro-
ject, Jerusalem Post, 1991 entfielen.6 Aus den monatlichen statistischen Bulletins des land
1985; Meron Benveni- d W t E t bio h t 0 tJ I .bt ' h d ßstiu.ShlomoKhayat, an aer sa IS mens, s-erusaem, ergl SIC, a von
TheWestBankand August 1991 bis Januar 1992 mindestens weitere 15.460 dunum
Gaza Atlas, Jerusa/em:
The West Bank Data konfisziert wurden - der Enteignungsprozeß hat durch die Friedens-
Project Jerusalem Post .. h . M d .d M k d W h. t k .

U t b h1988.' 'gesprac e In a rl, os au un as Ing on eine n er rec ung

. 4: Antony Coon, erfa h ren.
Urbon Planning in the
West Bank under Mili.
tary Occupation, Pre-
Publication Draft Copy, 2. Methoden der Landnahme
Rama/lah 1991, S.

~o;; SoAl-Haq, Israeli Die israelische Besatzungsmacht hat eine Vielzahl von Methoden ent-
Lond Acqu~sition and wickelt um Land unter ihre ausschließliche Verfü

g un g sg ewalt zu brin-Settlement In the Occu- '
pied Territaries, gen, d.h. der palästinensischen Bevölkerung den Zutritt dauernd zu
Human Righ/s Focus h d d G b. f k . h k . D b d fRama/lah v. 20.' verwe ren un as e let a tlSC zu anne tieren. azu e ar es
August '?91; Palestine nicht g leich der Entei g nun g sondern es g enü g t die Deklarierun g vonHuman Rlghts Center '..
(PHRIC), Israeli Settle- sog. »closed areas« z.B. für militärische Ubungen, um das Land für
ment and i/s Conse- P I.. t. I I k t d b . f Ef h .. kquences-1991, .From aas Inenser zu sperren. srae onn e a el au ra rungen zuruc -
~:~1~n"S~/~th/y g~eifen, die es s~it der Staatsgründung in Auseinondersetzung mit ara-
Human Rights Issues, blschem LandbesItz gesammelt hatte.
Jerusalem, June/Ju/y
1991;JMCC, ..beg,
borrow or st9011 (N.
2); Anthony Caan, 2. 1 Beschlagnahme zu »militärischen Zwecken((
Anm.4.
:~:~~::d;h,2. Bis 1979 war dies die gebräuchlichste Form der Landnahme. Sie
Occupier's Law: Israel erfolgte durch Militärverordnungen.7 Theoretisch bleibt dieses land
and the West Bank, . . t E . t d ß h d N .. k bInstitute for Palestine In prlva em Igen um un mu nac er utzung zuruc gege en
Studies, WashingIon werden. Faktisch ist jedoch der meiste Teil dieses beschlagnahmten
D.C. 1988, S. 17.
.8: Raja Shehadeh, landes für nicht-militärische Zwecke wie jüdische Siedlungen, Ver-
Anm. 7, S. 37. bindungsstraßen und Siedler-Ackerland verwandt worden.8 Eine

erleichterte Form ist die Erklärung zu »Sperrgebieten« mit. der
Begründung, daß sie als »Sicherheitszonen« für militärische Ubun-

gen gebraucht werden. Diese Erklärung kann mündlich von einem
Militäroffizier zu jeder Zeit ausgesprochen werden. Auch diese

»Sperrgebiete« sind in vielen Fällen später requiriert worden, um auf
ihnen Siedlungen zu bauen. So ist die größte jüdische Siedlung in

192 der Westbank, das von der Gush Emunim oberhalb Hebron erbaute
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Kiryat Arba, auf einem sog. Sperrgebiet erbaut worden. 1989 wur-
den ca. 20 % der West Bank als derartiges »Sperrgebiet« für
Militärübungen angesehen.9

Die Zweckentfremdung des beschlagnahmten landes für Sied-
lungsbau hatte die israelische Armee damit begründet, daß die
Siedlungen in den besetzten Gebieten Teil des territorialen Verteidi- --
gungssystems seien. Die Richter des israelischen High Court akzep-
tierten dieses Argument und sahen in dem Siedlungsbau insofern kei-
nen Widerspruch zu den Haager Konventionen, die eine Beschla-
gnahme eben nur für militärische Zwecke erlauben. Allerdings ent-
schieden die Richter 1979, daß diese Siedlungen nur so lange legal
seien, wie das israelische Militär das land besetzt halte.lo Zwar
tastete diese Entscheidung nicht die Existenz der bereits gegründe-
ten Siedlungen an, aber die darin enthaltene Aussage, daß die
Siedlungen nur vorläufig seien, war für die Likud-Regierung nicht
akzeptabel. Sie wählte daher ab 1980 einen anderen Weg der
landnahme, indem die Besatzungsbehörden es zu »Staatsland«
erklärten. 11

2.2 Erklärung zu »Staatsland«

Der Begriff des »Staatslands« ist dem Ottomanischen Recht, welches
seit dem Bodengesetz von 1858 das Bodenrecht regelt, unbekannt.12
Ein kleiner Teil war als waqf (islamische Stiftungloder als mulk (priva-
tes Eigentum in den Städtenl registriert. Das meiste land befand sich 89. A th C
seit der Eroberung im Jahre 1517 im Obereigentum des Sultan und, An';'. 4~ SO%6.oon,
wurde entweder als miri (p rivates land welches vom Sultan zur Kulti- 810:.En/ocheidung, deo HIgh Cour/Im sog.

vierung vergeben wurdel matrouk (Gemeindeland um die Dörfer) Elon Moreh Foll vomd ( I1 d ' d I h . d b d Juni 1979, Rojo Sheho-

0 er mawat a es an ere lan , we c es von le em enutzt wer en deh, Anm. 7, S. 18 fF.
konnte, der es benötigte) klassifiziert. Bis zur israelischen Besetzung 8M l' h: Auch

d EIon.
. . are wur e wenIg

waren lediglich 1/3 des landes registriert und die Besatzungsmacht opäteroufdich/neben
f .. t 1968 . St . d . R .. dem uropünglichen

ver ug e einen opp le er weiteren eglstrlerung, ausgenom- »Sperrgebiet« liegen-

men für jüdische Siedler. Seitdem bekamen die Palästinenser keinen de'!'h»S/ootslond«

errlc tel.

Zugang mehr zu den Akten. 812: Vgl. zum folgen-
Die israelische »land Authority« erklärte insbes. nach 1979 all den Rojo Shehod~h,

Anm. 7, S. 22 fF., An/-

jenes land zu »Staatsland«, welches zu dem Zeitpunkt nicht registriert honyCoon, Anm. 4, S.

war und nicht kultiviert wurde. Obwohl nach einer Übersicht der UNO ~o~:./on Luotick, /oro-
aus dem Jahre 195088% der Westbank sich im Privatbesitz von Ara- elondtheWeotBonk

after Elon Moreh: The Ibern befand,13 interpretierte die Militärverwaltung miri; matrouk- und Mechonico ofde fac/o
l cl I S I d d b d . d A . d h Annexotion, in: Middlemawat- an a s » taats an «un ga es amlt er nelgnung urc EootJourno/, val. 35

die land Authority frei. No. 4, 1981,5..569.
Grundlage war die Militärverordnung Nr. 59 v. 31 . Juli 1967, die :j~4~h~~~~h~ ~nm.

ihrer Intention und ihrem Wortlaut nach lediglich dem durch die Ver- 7, s. 26.

ordnung geschaffenen »Custodian of Government Property« die Kon-
trolle über das Eigentum der Jordanischen Regierung verschaffen soll-
te, verbunden mit der Aufgabe, es bis zur Beendigung der Besatzung
zu verwalten.14 1969 wurde Nr. 59 durch die Militärverordnung Nr.
364 ergänzt, die der Behörde die Beweislast abnahm, ob es sich bei
dem zum »Staatsland« erklärten land wirklich um solches handelt, und
sie dem Enteigneten aufbürdete. ~/92 193
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Dieser ist mit seinen Einwänden vor ein Militärkomitee verwiesen, wo
er vor der kaum lösbaren Aufgabe steht, innerhalb 45 Tagen mit detail-
lierten topographischen Karten nicht nur sein Eigentum, sondern auch

I die ununterbrochene Kultivierung seit 10 Jahren nachzuweisen. Nur sel-
" ten erfährt der Enteignete den Beschluß des Custodian der »land Autho-
.1 rity«, denn diese teilt ihn nur dem Mukhtar (Dorfältester) mit, der ihn wei-
I terzuleiten hat. Da dieser jedoch in vielen Fällen von der Militärverwal-

tung eingesetzt worden ist, besteht kaum eine Kommunikation mit den
! Dorfbewohnern. Diese erfahren deshalb oft zuerst durch die Erdarbeiten
! der Bulldozer auf ihrem Grundstück von der Beschlagnahme.
\ "'" Sollte eine Beschwerde dennoch die zahlreichen und kostspieligen

Hürden des Militärkomitees genommen haben, hält Art. 5 der Militär-
verordnung Nr. 59 eine selten zu überwindende Gutglaubensregelung
für die land Authority bereit. Art. 5 bestimmt nämlich, daß »jede
Transaktion, die in gutem Glauben zwischen dem Custodian und einer
anderen Person bezüglich Eigentum vorgenommen wurde, welches
der Custodian z. Zt. der Transaktion für Staatseigentum hielt, nicht
rückgängig gemacht werden, sondern bestehen bleiben soll, selbst
wenn sich herausstellen sollte, daß das in Frage..stehende Eigentum z.
Zt. der Transaktion nicht Staatseigentum war« (Ubers. N.P.). Dem Ent-
eigneten steht keine Berufung zum israelischen High Court offen, da
dieser 1979 im Elon Moreh Fall entschieden hatte, nur in Fällen der

\ Beschlag-nahme von privatem land Berufungen anzunehmen.

Mit dieser Methode sind vor allem seit 1979 unter der likud-Regie-
rung Hunderttausende von dunum beschlagnahmt und für jüdische
Siedlungen registriert worden.

2.3 Enteignung »verlassenen Eigentums«

Grundlage dieser Methode der landnahme ist auch hier eine Militär-
verordnung Nr. 58 vom 23. Juli 1967, die einen »Abwesenden«
(absentee) als jemanden definiert, »der das Gebiet der Westbank vor,
während oder nach dem Krieg von 1967 verlassen hat«. Dieses land -
ca. 8 % der Westbank nach Schätzung der »land Authority« - soll von

. ~;~:ffrt~;e'o/;ven- dem »Custodian of Absentee Property« verwaltet werden. Vorlage war

~oine kamen so in isra- das israelische »Absentee Property law« von 1950 auf dessen Grund-
e/ischen Besitz, vgl. I d '
weitere Einzelheiten age der Besitz er Araber eingezogen wurde, die nach der Gründung
~:o~ g.h;~odeh, des Staates Israel 1948 vertrieben wurden bzw. flohen.15 Verbleibende
. 16: Don Peretz, Isro- Araber wurden zu »internal absentees« erklärt, da sie ihr land verlas-
e/ondthePolestine ß II d . . h Ib d G I I bio b 40 0/ Arobs, fnstituteofArob sen mu ten, a er Ings Inner a er renzen srae s le en. /0

Studies, Woshing"'n ihres landbesitzes wurde als »verlassenes« Eigentum konfisziert.16 In
D.C., 1958 S. 160.
. 17: Meron Benven;- ähnlicher Weise kann der Custodian auch nach der Militärverordnung
sli, Anm. 3, S. 30. Nr. 58 land beschlagnahmen und übereignen, wenn eine Siedlung es

benötigt, selbst wenn der Eigentümer es nicht verlassen hat. Art. 5 gibt
der Verwaltung den gleichen Gutglaubensschutz wie im Falle der Ent-
eignung als »Staatsland«, »selbst wenn sich herausstellt, daß es sich
nicht um verlassenes Eigentum handelt«. Nach Schätzungen von Meron
Benvenisti sind auf diese Weise bis Anfang der achtziger Jahre ca.
430.000 .~unum land konfisziert worden17, aber erst danach begann

194 die likud-Ara der verstärkten landnahme.
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2.4 Enteignung für »öffentliche Zwecke«

Eine Enteignung »für öffentliche Zwecke« ist nach dem Jordanischen

Gesetz Nr. 2 von 1953 möglich. Allerdings wurde das Gesetz durch
die Militärverordnungen Nr. 131, 321 und 949 abgeändert und aller
seiner zivilen Schutzvorschriften beraubt, wie z.B des Erfordernisses,
eine beabsichtigte Enteignung zu veröffentlichen, sie durch die R.~gie-
rung bestätigen zu lassen und die Möglichkeit einer gerichtlichen Uber-
prüfung. Einwände sind nur beim militärischen Einspruchskomitee mög-
lich. Zusätzlich wird dem Gebietskommandeur das Recht gegeben,
den Eigentümer gewaltsam von seinem land zu entfernen und ihn für
fünf Jahre ins Gefängnis zu stecken, wenn er Widerstand leistet. 18

Diese Methode wird vor allem gewählt, um das notwendige land
für das Straßennetz zu requirieren, welche die jüdischen Siedlungen
untereinander und mit Israel verbindet. Die Integration der jüdischen
Siedlungen wird als »öffentlicher Zweck« ausgegeben, obwohl gleich-
zeitig dadurch die bestehenden arabischen Siedlungen voneinander
getrennt und ihre Entwicklung behindert wird. Die Enteignung für
»öffentliche Zwecke« und die anschließende Erklärung zu »Staatsland«
ist die ausschließliche Methode, mit der die Israeli sich land und
Grundstücke in Ost-Jerusalem angeeignet haben.19

2.5 Landkauf

Der Kauf von land für jüdische Siedlungen spielt gegenüber den
geschilderten Zwangsmethoden nur eine sehr untergeordnete Rolle.!
Denn der Verkauf von land durch Palästinenser an Juden ist in der
Westbank immer als Verrat angesehen worden, der in Jordanien für
alle jordan ischen Bürger - und alle arabischen Bewohner der West-

bank sind Jordanier - als ein Verbrechen mit möglicher Todesstrafe
verfolgt wird.2O Infolgedessen ist der Anteil verkauften landes sehr
gering - er wird auf weniger als 2 % der Westbank geschätzfl, .

b hl d . I , . ft h h h P . b . t d h . d d 8 18: Rala Shehadeh0 wo le srae IS 0 se r 0 e reise le en un versc le ene an e- Anm 7 S 38 '

re Anreize zum Verkauf für Palästinenser bieten. So werden u.a. alle 819: Vg;. An~any
V k f I b . l d R . t t . D t t h . h I Caan, Anm. 4, S. 204.

er au sunter agen elm» an egls ra Ion epar men « ge elmge a - 820: Jardanisches

ten und einer Einsichtnahme durch Dritte entzogen.22 Gesetz Nr. 3 übe~das

. Verbot, unbewegliches

Nicht selten geschehen Verkäufe nach jenem Muster, wie es Ant- Eigentum on den Feind

h C . F II d J h 1987 b . ht t h t ' F t h zu verkaufen, v. 1. Juli

ony oon von einem a aus em a re erlc e a, a me, 1973, OfficialGazette

eine blinde Palästinenserin, verpachtete 150 ha an einen Nachbarn. 2429; Ra;a Shehadeh,

Dieser erteilte Handlungsvollmacht an einen Dritten, von dem er nicht .n;i:p~RI~9i991,

wußte, daß er mit den Israelis zusammenarbeitete. Der verkaufte das Anm. 5, s..14.

k h-l d I h G I1 h ft d . . d . D k . 822: Weitere Vor e

an an eine israe isc e ese sc a, le wie erum ein 0 ument mit rungen bei Ro;a Sheho-
dem angeblichen Fingerabdruck von Fatmeh benutzte, um die 150 ha deh, Anm. 7, S. 40 f.

plus weitere 430 ha aus Fatmehs landbesitz bei der Registraturbehör-
de eintragen zu lassen. Fathmehs Rechtsanwalt forderte das land vor
dem »land Registration Committee« zurück. Beide, der Nachbar und
Fatmeh bezeugten, daß sie lediglich 150 ha verpachtet, nicht aber
580 ha verkauft habe und daß das Dokument eine Fälschung sei, Das
Komitee wies allerdings die Beschwerde ab. Das »Military Appeals
Committee«, das Fatmeh anrief, stellte mit einem israelischen Sachver- =:::":;/92 195
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ständigen fest, daß es sich in der Tat bei dem Dokument um eine Fäl-
schung handelte und daß der Fingerabdruck nicht von Fatmeh stamme. 823: Der Fal/ der Fat-
Nichtsdestotrotz entschied das Komitee, daß das land als israelisches ::sht~:'~~:e~teyyeh
Staatsland registriert bleibe, da Fatmeh zugegebenermaßen ein Doku- HRazzhan wur,deH~ohn sc /sonwa t IS am

ment unterzeichnet habe, welches für den Verkauf all ihres landes an 01 Naser mitgeteilt.
. . I. h G I1 h ft d . t h b .. 23 Anthony Coan Anm.

eine Israe ISC e ese sc a ge jen a en musse. 4, S. 205. '

824: Das Israeli Cen-

Iral Bureau af Statistics

3. Jüdische Siedlungspolitik oder die Kantonisierung Palästinas :~/;;goges:~1:'n

.. aus, 1990 Statistical

Uber die Zahl der jüdischen Siedler in den besetzten Gebieten gibt es Abslractoflsrae/, S.

b f II S h .. S '. h 77 000 24 b . 120 000 25 45. Sei/Anfang 1990

e en a s nur c atzungen. le relc en von. IS. . sol/en laut dem Israeli-
Realistisch dürfte ein Mittelwert von kna pp über 100 000 Siedlern ochen Finanzministeri-

. um 4000 ImmIgranten
sein wie ihn die Jerusalem Post angibt26. Hinzu kommen etwa in den besetz/sn128 ' 000 '.. d ' h S .

dl . 0 J I . S . dl b d. Gebietenneuangesie-
. IU ISC e le er In st- erusa em, eine le er ewegung, le deltworden seien,Jeru-

insbesondere in den letzten Jahren durch die russischen Immigranten salem Postv. 31. Juli
1991. Anthany Coan

stark angeschwollen ist.27 geht für '?89 von über
85.000 S,edlern aus,

Anm.4,S.21'.

825: So der Gush Emu-

3.1 Drei Phasen der Kolonisation nimSiedlungsleiterinBet
EL v. 14. August 1991,

D . b ' h ' S . dl l ' t ' kl .. ßt ' h . d . Ph t .1 28 AlHaq,HumanRights

le IS erlge le ungspo I I a SIC In rel asen un ertel en : Focus 1991, S. 6.

In der ersten Phase von 1967 bis 1977 startete die labour-Regie- 826: Jerusalem Post
S dl b d . f h b G b .. v. 26. April 1991,

rung zwei ie ungs ewegungen, um le risc esetzten e iete In davon leben ca. 4000

den Griff zu bekommen. Die Siedlungen der ersten Bewegung IKarte :;;z;;Ir~~~~wird
1) schufen einen Korridor entlang des Jordan-Tals, um Galilea mit dem von einem jährlichen
N b . d d I . h .. d . V b . d d b . h knapp 15 %igem

egev zu ver In en un g elc zeitig le er In ung er ara ISC en Zuwachs der Siedler-

Bevölkerung mit Jordanien zu unterbrechen. Die zweite Beweg un g population in Jerusa-

.. lern ausgegangen, AI

erweiterte den Korridor von und nach Jerusalem und versah sie mit HaqAnm.5, 1991, S.
V d . dl d . P .. d S d .. k D K 6. Hier schwanken die

orsta tsle ungen, um le osltlon er ta t zu star en. as onzept Angaben noch slärker.

folgte einem inoffiziellen Plan, der von dem labour-Minister Yigal Alon ~~~,;o"tf::;r:~~

ausgearbeitet worden war nach der Devise: ein Maximum an land mit Ost-Jerusolem ausgeht,. M .. . h . . h B ..Ik 1977 ..hl d. W . IsraeliSettlemen/and
einem Inlmum an ein elmlsc er evo erung. za te le es,- its Consequences-
bank 5.000 Siedler. 1991,S. 11 ,gib/An/-

hony Coan, Anm. 4, s.

Die zweite Phase von 1978 bis 1989 wurde von Organisationen 232 70.000 Juden an.
. d G h E . d d W Id Z . . 0 . . IWZO) Nach dem Statistical

wie er us munlm un er or Ion ISt rganlzatlon Yearbook ofJerusalem

bestimmt. Schon 1975 hatte die Gush Emunim ihr Konzept, die ganze ~~e~~ef~~l~~den

Westbank mit Siedlungen zu durchsetzen, mit ersten Siedlungen in Os/-Jerusalem.

d t . t IK t 1) d. d. h k d l b R . 828: Nach PHRIC,
emons rler ar e , gegen le le sc wan en e a Dur egJerung Israeli Sefflementand

nichts unternahm. Nach 1977 setzten die likud-Regierung 11977-84) i~~fn~ff~~n~

ebenso wie die Regierung der Nationalen Einheit (1984-88) ihre Poli- honyCoon, Anm. 4, S.

tik in Richtung auf Eretz-lsrael, Groß-lsrael, fort. Das Schwergewicht ~'~:'BeiSPiefebisin

lag nicht mehr auf den strategisch angelegten, sich selbst versorgen- die Gegenwarl.be h i AI-

d P. . S. dl d f " ß S. dl d.. Haq, Human Rlg Is
en IOnler- le ungen, san ern au gro eren Je ungen, le wie Focus v. 4. April

»Pendler-Vorstädte« eine gute Verbindung zu den städtischen Zentren 1991.

wie Tel Aviv und Jerusalem bieten.
In dieser Phase lassen sich drei Siedlungsbewegungen unterschei-

den IKarte 2). Der Jerusalem-Korridor wurde konsolidiert und schneidet
die Westbank seitdem in zwei Teile. Palästinenser, die in den nördli-
chen oder südlichen Teil wollen, können dies nur durch das annektierte
Jerusalem und brauchen dafür eine Spezialerlaubnis - eine Quelle per-
manenter Schikanen.29 Zusätzlich teilt der T rans-Samaria-Korridor, der ~/92 197
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Tel Aviv mit dem Jordantal verbindet und von Pendlern nach Tel Aviv :::::
besiedelt wird, den nördlichen Teil und trennt Tulkarm, Jenin und §
Nablus von der Ramallah-Region. In diesen beiden Korridoren wohnen ~
ca. 70 % der Siedler. Schließlich wird die nördliche Besatzungsgrenze §
(sog. grüne linie) durch eine weitere Siedlungslinie faktisch aufgelöst, §
die sich zwischen die von Palästinensern besiedelte Region des Wadi ~

'I Ara in Israel und die Jenin- und Tulkarm-Region in die Westbank §
'schiebt. ~
I 1989 hatte sich die jüdische Bevölkerung in den besetzten Gebie- §
il ten auf 85.000 Siedler erhöht. Dies entspricht nicht ganz dem §'I' »Master Plan 2010«, den das israelische landwirtschaftsministerium §

. mit der WZO im April 1983 ausgearbeitet hatte und der diese Siedl- §
erzahl schon für 1980 vorsah (800.000 für das Jahr 2010). Das stra- §
tegische Ziel wird aber bereits deutlich sichtbar: Kontrolle der zentra- §
len Berghöhen durch die Fragmentierung und Isolierung der »arabi- §

, schen Blöcke«, Behinderung des Wachstums und der Ausdehnung der §
palästinensischen Bevölkerung durch strategische Führung eines ver- §
bindenden Straßennetzes und die Präsenz von »Nicht-Siedlern«.3o Das ;
erklärte Ziel des Master Plan ist, »to disperse maximally large Jewish j

.30: Meron Benveni- populations in areas of high settlement priority, using small national 1. sti u. Shlomo Khayat,. d . I . I h t . d b . th ttl t t t. I :
The West Bank and Inputs an In a re atlve y s or perlo y uslng e se emen po en la ~
GozaAtlas, 19BB, S. of the West Bank and to achieve the incorporation (of the West Bank) :
59.
.31: Ziffer/nach Raia into the (Israeli) national system.«31 Die Folge ist die weitgehende Kan-
~~.hadeh, a.a.O. s. tonisierung, ja Bantustanisierung der besetzten Gebiete. Die Sied-

.32: Anthony Coon, lungspläne der WZO erstrecken sich auf 95 % der Westbank und
Anm. 4, S. 221 f. b . h I d. I. h 5 al I bl t. h f.. S. dl 32.33: lerusa/em Post ezelc nen e Ig IC 10 a s »pro ema ISC ur le ungen«.
v. 8. August 1991. Die dritte und aktuelle Phase seit 1990 (Karte 3) wird durch die
.34:1erusa/em Post . . I . t. I.t.k d . I. h R . k . hv. 6. März 1991. Intensive mmlgra lonspo I I er Israe ISC en eglerung ge ennzelc -
.35: Roni Ben Efrat, net. Nach Angaben des Wohnungsministeriums wurden in den letzten
Cantonizing the Future b .d J h 13000 H . h . d 1 900 b.1 H .. . dPa/estinian Stare, Cur- el en aren. ausein elten un . mo I e auser In en
re.nt ~ett/ement Drive is besetzten Gebieten (ohne Ost-Jerusalem) errichtet .33 Allerdin gs Spra-Dlv/dlng West Bank,
Shifting Green Line chen die Knesseth-Mitglieder Charlie Biton und Ali Ben Menachem
Eas/ward, N.N., Lar- d d ß d W h ... b. E d 1992 24 300 Hceny by the Book, Isra- avon, a as 0 nungsmlnlsterlum IS n e . aus-
e/'s Strategie ofLand . h . . . b S. dl d W tb k b t h b .1134 A fConfiscation in the ein elten In sie en le ungen er es an ge au a en WI. U
Occupied Territaries; jeden Fall ist die jüdische Bevölkerung in den besetzten Gebieten bis
Micha/ Schwartz, Sha- a f .. . dl hron's Second Front, Ende 1991 um 20 7'0 au uber 100.000 Sie er angewac sen.

~ffeW~re~rez/oits Der massive Immigrationsschub hat den gegenwärtigen Wohnungs-
TokeoverofArab Land minister Ariel Scharon aber noch zu einer anderen weitreichenden
in Israel; alle in: Cha/-

b dlenge, Val. 11 No. 4, strategischen Siedlungsinitiative veranlaßt, ekannt unter em Namen.'9396'. P k Fe »Seven Stars Plan«.35 Der Plan sieht die Gründun g von ins
gesamt: resse on renz

des Hanitzotz/A-Saha- zwölf Siedlungen beiderseits der grünen linie von Modi'in in der
ra Pub/ishing House N..h J I b. U IF h h J . . N d S ..tvom 12. Februar a e von erusa em IS mm a - a m na e enln Im or en. pa er
1992. soll die linie in den Süden nach Hebron verlängert werden. Dieser 80

km lange Streifen, Triangel genannt, wird heute auf der westlichen
Seite der grünen linie von 140.000 arabischen Israelis und 40.000
Juden bewohnt. Das erklärte Ziel ist die Judaisierung des Gebietes in
drei Phasen, bis es im Jahre 2005 555.000 Einwohner hat und das
Verhältnis von 71,5 % Arabern zu 28,5 % Juden in 36 % Araber zu
64 % Juden umgewandelt ist.36 Die Durchführung des Planes würde

198 weiter eine Barriere zwischen den arabischen Siedlungen im Triangel
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-
und der Westbank bilden und die letzte Stufe der geographischen
Desintegration der Westbank und ihre Transformation in eine Reihe
unzusammenhängender arabischer Kantone bedeuten: Bantustan Palö- I
stina.

3.2 Ost-Jerusa/em: annektiert und belagert

Die umfangreichste Siedlungsbewegung hat in Ost-Jerusalem stattge-
funden. Die Knesseth verabschiedete am 30. Juni 1980 ein Gesetz,
das Jerusalem zur »ewigen ungeteilten Hauptstadt Israels« erklärte, um
der offen völkerrechtswidrigen Annexion den Status der Endgültigkeit
zu geben. Seitdem haben alle Regierungspolitiker die Existenz einer. Besatzungsgrenze geleugnet und trotz einhelligen internationalen Pro-

testes Ost-Jerusalem in allen rechtlichen, sozialen und ökonomischen
Beziehungen wie einen Teil Israels behandelt. Derzeit leben etwa
140.000 jüdische Siedler und ebenso viele Palästinenser in Ost-Jerusa-
lern. Das Ziel ist jedoch die Sicherung der demographischen Kontrolle
in einem »greater Jerusalem« von einer Million Juden.J7

Derzeit gibt es acht kompakte Siedlungen auf dem Gebiet Ost-Jeru-
salems. Weitere sind in Planung, was die Ausdehnung der Stadtgren-

:n~~~~h~:;~~ha- ~en auf Gebiet: der W~~tban~.zur Folge haben wird. Die dazwisch~n
Jewish Week v. 18- liegenden arabischen Hofe, Dorfer und Ortschaften werden durch die
Oktober 1990, ziliert V b. d ß . d. I . h I I t. b ht ' d . h hvon Joost Hiltermann, er In ungsstra en In le g elc e so a Ion ge rac , In er SIC sc on
Seitling Far War: Soviet viele arabische Wohn

g ebiete im Stadtbild Ost-Jerusalems durch dasImmIgration ond Israe-

l'sSeltlementPolicyin Eindringen der jüdischen Siedler befinden.Ja
fast Jerusa/em, in: Jour-
nal of Pa/esline Studies
Vol XX, No. 2, 1991,

S.81.;Bi//Hutman, 3.3 Die »wahre Koexistenz« in Gaza
Jerusa/em Area to have

aMi//ionJews,in:Jeru- D. S. dl '" k .. G S .f . I h .ttso/em Post v. 8. Juli le le ungstatlg elt Im aza- trel en Ist angsamer vorangesc rl en..'9938" f .
Ih ' be . Auf diesem schmalen Küstenstreifen von 365 km2 leben derzeit

: Inze ellen I
JMCC, ..beg, borrow 800.000 Palästinenser unter ärmlichsten Bedingungen und etwa
~~'hJiesia:/;~di~g~er 4.000 Siedler in 22 Siedlungen 119901. Diese haben gut die Hälfte
fact-Finding-missi~nzur des landes unter ausschließlicher Kontrolle. Etwa 3.500 Siedler leben
8esetzung von SlIwon
von Petra Schräder- in den 16 Siedlungen des Gush Katif Bloc, der sich zwischen Khan
;;~~~~rHirsch- Younis und dem Meer an der Küste entlang streckt. Dort sind etwa
berg: D~FiontCoe:,:; 50 % in der landwirtschaft, 35 % in der leichtindustrie und 15 % im
~=~niÖ~J:i Tourismus beschäftigt. Das Siedlungsgebiet ist in ständiger Ausdeh-.'9940': RS: 2hS' d 1 k nung, Palästinenser dürfen es nur mit einer speziellen Militärerlaubnis

. IC ar oc e u.
d b k I dAnthonySrewart, Ban- betreten. Ein In ustrie-Park mit mehreren Fa ri en, 2 neue Hote s un

~~~5 r~;: london 1.000 Wohneinheiten sind derzeit im Bau, um die Anzahl der Bewoh-

.41: Pressekonferenz ner zu verdreifachen. Bis zum Jahr 2000 sind 30.000 Siedler
imJuni 1991,JMCC, I J9 N h 1982 h d. J . h A d. A . dl..beg, borroworstea/l, gep ant. oc affe le ewls gency le nsle ung von
Anm. 2, S. 27. 100.000 Juden gefordert.4O Erst kürzlich hat Wohnungsbauminister

Ariel Scharon einen Highway eingeweiht, der Gush Katif unter Umge-
hung der palästinensischen Städte und Flüchtlingslager mit den Ort-
schaften im westlichen Negev verbindet. Zusätzlich ist eine landebahn
eröffnet worden, um Besucher direkt von und nach Tel Aviv fliegen zu
können. Wie der Siedlungsvorsitzende Zvi Hendel im Dekalim Beach
Hotel es ausdrückte: »Wir leben unter den Arabern und das ist die

200 wahre Koexistenz.«41

.,
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3.4 Jüdische Siedlungen - »Mechanismus der Apartheid«

Etwa 15% der israelischen Bevölkerung sind Araber.42 Aber nur etwa
200 Siedler von über 100.000 in den besetzten Gebieten sind Nicht-
Juden. »The qualification to live in a settlement is to be a Jewish, not to
be Israeli.«43 Es ist also vollkommen richtig, von jüdischen Siedlungen
zu sprechen und nicht einfach von israelischen. Allerdings wird in kei-
ner der zahlreichen Militärverordnungen, mit denen Siedlungen ermög-
licht worden sind, von jüdischen Siedlungen gesprochen oder werden
israelische Araber ausgeschlossen. Auch geben die Dokumente der
WZO zur Siedlungspolitik keine Auskunft zu diesem Problem. Coon
weist darauf hin, daß der »Schlüssel zu diesem Mechanismus der
Apartheid« in der Verfassung Israels selbst zu finden ist.44 Art. 1 heißt:
»Das Eigentum an Israels Land, sei es Land des Staates Israel, der Ent-
wicklungs-Behörde oder der Keren Kayemet Le-lsrael darf weder durch
Kauf noch auf irgendeine andere Art übertragen werden.« Staatsland
umfaßt 92 % und »übertragen« (transferred) bedeutet »übertragen an
Nicht-Juden«. Diese Beschränkung gilt auch für das beschlagnahmte
»Staatsland« in den besetzten Gebieten. Die Verpachtung durch den
Jewish National Fund (JNF) für i.d.R. 49 Jahre hat eine wichtige Ein-
schränkung: die Verpachtung an Nicht-Juden ist verboten. In jüngerer:
Zeit war sogar nicht-jüdische Arbeit auf JNF-Land verboten, wenn auch
nicht immer strikt eingehalten. Die Richtlinien von Gush Emunim unter-
sagen ausdrücklich nicht-jüdische Arbeit in ihren Siedlungen und ver-
bieten den Verkauf einmal gekauften Landes an Nicht-Juden. Dieses
sind Regelungen, die sonst in vergleichbarem Umfang kaum in den "

;"

Apartheidsgesetzen Südafrikas zu finden waren, wobei dort in den'
weißen Gebieten selten eine ebenso strikte Segregation vorgenommen
wurde.

4. Israelische Entwicklungspläne - Infrastruktur für die Siedler

Die Israelische Siedlungspolitik hat, wie wir sahen, eine mit weiter Per- ,

spektive und auf lange Dauer angelegte Strategie. Dies macht es not- .,42: Rachell,e Alter-
d. d ß d. htl. h d ... d f. . II G dl mann u. Marrls HIli,

wen Ig, a le rec IC en, a mlnlstratlven un Inanzle en run a- Israel, in: Nichalas

gen lang fristi g g ep lant und vor allem mit den militärischen Erfordernis- Patrichias, Internatianal
Handbaak an Land

sen koordiniert werden. Dabei mußte die Regierung zumindest den UsePlanning, New

Eindruck vermeiden, daß ihre Kolonisationspolitik die aus der Man- r:;3~:~~any Caan,
datszeit stammenden Regionalpläne, die auch unter der israelischen Anm. 4, So 215.
B t G ..lt. k . b h I h I f .. d . 1I .44: Anthany Caanesa zung u Ig elt e a ten atten, unter au en wur e, was sie a er- Anm.4. '

dings faktisch tat. So wurden 1982 der Regionalplan 1/82 für jüdi- .45: Velo Ra;a She-
h S. dl 0 J I d 1984 d R . I P . I hadeh, Anm. 7, S. 50

sc e le ungen um st- erusa em un er »eglona artla ff.; Anthany Caan,
Outline Plan for Roads - Order No. 50« formal als Ergänzungen der Anm. 4, S. 228 ff.

Mandatspläne aufgelegt.45 Dabei »übersah« die Regierung offensicht-
lich, daß das Jordanische Gesetz No. 79 eine Ergänzung oder Verän-
derung der Pläne untersagt und nur die Rücknahme und Neube-
schließung erlaubt. Auch beseitigte sie die Beteiligung der palästinensi-
schen Bevölkerung bei der Vorbereitung der »Ergänzungen« durch
Militärverordnung No. 418, schwieg sich darüber aus, welche Pläne
sie eigentlich vorgab zu »ergänzen« und unterließ die Benachrichti- =='2/92 201
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1 gung der örtlichen Verwaltungen von der Veröffentlichung der Pläne.

Fast überflüssig zu erwähnen, daß beide Pläne sich nur mit der Ent-
wicklung jüdischer Siedlungen beschäftigen und Palästinenser nur inso-
weit »berücksichtigen«, als sie ihnen weitere Restriktionen auferlegen.
Beide Pläne sind niemals verabschiedet worden, bilden aber dennoch
die Grundlage für Siedlungs- und Straßenbauaktivitäten.

l

4. 1 Der Regionalplan Ost-Jerusa/em

Der Plan 1/82, auch RJ5 (Region Jerusalem 5) genannt, erfaßt die an
Ost-Jerusalem angrenzenden Gebiete der Westbank einschließlich

. Ramallah und Bethlehem und enthält 48 palästinensische Städte und
Dörfer. Mit einer Bevölkerung von 150.000 ist es das am dichtesten
besiedelte Gebiet in der Westbank. Der Plan teilt es in verschiedene
landkategorien auf, wobei die »reserved areas« und die »furture deve-
lopment zone« die entwicklungsfähigsten landstriche ausweisen. Wei-
cher Art diese Entwicklung ist, wird allerdings im Plan nicht erwähnt,
die Gebiete werden der unspezifizierten Disposition des »Higher Town
Plan Council« unterstellt. Es handelt sich zumeist um bereits beschlag-
nahmtes land, auf dem sich auch die meisten der jüdischen Siedlun-
gen befinden. Das bedeutet nicht, daß nur diese beiden Kategorien
dem Siedlungsbau vorbehalten sind. Die Siedlungen Abbir Ya'Agov,
Teqo'A und Pesagot sind auf Gebieten gebaut worden, die im Plan
unter die Kategorien »agricultural zone«, »nature reserve« und »arab
municipal area« fallen.A6 letztere Kategorie bezeichnet die bestehen-
den palästinensischen Ortschaften und Gemeinden, ohne der Notwen-
digkeit ihrer Ausdehnung durch den Bevölkerungsdruck irgendeinen
Raum zu geben. Die zentrale Bedeutung dieses Planes ist also nicht so
sehr in einer Stadtentwicklungsplanung für das sich ausdehnende Jeru-
salem zu sehen, sondern in der Blockierung der Entwicklungsmöglich-
keiten für die palästinensischen Gemeinden.A7

4.2 Der Straßenplan

Der Road Plan No. 50 basiert auf zwei früheren Plänen, deren erster
bald nach 1967 die Ost-West-Verbindung zwischen der Westbank
und Israel und drei Nord-Süd-Verbindungen aus militärischen Zwecken
zum Ziel hatte. Der schon erwähnte Plan der WZO enthielt ebenfalls

.46: An/hon Coon einen Straßen plan mit folgenden Prioritäten: 1. Integration zwischen
Anm. 4, S. 214. ' israelischem und Westbank-Straßennetz, 2. landerschließung für jüdi-

~~~1~:~ sche Siedlungen, 3. Umgehung lokaler Wohngebiete, 4. Verbindung
.48: Meron 8enveni- bestehender jüdischer Siedlungen und 5. Verbindung arabischer Sied-
s/i, Anm. 3. lungen.AB

Bis auf den letzten Punkt finden sich diese Ziele auch in dem Road
Plan No. 50 wieder. Er enthält ein Netz von Haupt- und Regional-
straßen, wobei die Hauptstraßen vor allem in Ost-West-Richtung die
Verbindung mit Israel herstellen sollen. Die einzige zusätzliche Nord-
Süd-Straße führt entlang des Jordantals, während die Hauptverbindung
zwischen Jenin und Hebron über die stärker besiedelten Höhen

202 unberücksichtigt bleibt, das Nadelöhr Jerusalem bleibt bestehen. Eine



Palästina

80 km lange Verbindung zwischen den Städten T ulkarm und Qalqilya
soll nicht etwo in der Westbank verlaufen, sondern durch israelisches
Gebiet geführt werden. Eine dritte Straßen kategorie ist die der »Iocal
raods«, die die Zufahrt zu den Siedlungen herstellen, jedoch in dem
Plan selbst nicht ausgewiesen werden.

Für die Breite der Haupt- und Regionalstraßen werden insgesamt ."

(Straße zwischen 40 und 120 m plus Bankett) 240 m in Anspruch ,
genommen, eine Ausdehnung, die durch keine Verkehrserwartung ;
gerechtfertigt ist, sondern offenbar einen Sicherheitsgürtel gegen Stein- :~
würfe abgeben soll. Außerdem bietet sie ein praktikables Mittel zur ..
Enteignung arabischen landes. Das für den Straßenbau in dieser ~
Dimension erforderliche land wird auf 37.200 ha (3.720.000 dunum) -.t;

geschätzt"9, nicht viel weniger als die 43.000 ha, die derzeit von Palä- ;
stinensern bebaut sind.5O ~-r

Das absehbare Ausmaß an Zerstörung von landwirtschaftli- ~
chem land und Bewässerungskanälen hat zu zahlreichen allerdings :
erfolglosen Einwänden seitens der örtlichen Bevölkerung geführt.51 ~
Zweimal hat sich bisher der israelische High Court mit dem Road Plan -
No. 50 beschäftigen müssen.52 Im ersten Fall berief sich die israelische :.
Behörde auf Sicherheitserfordernisse für die Armee, was das Gericht ~
akzeptierte. Im zweiten Fall, in dem die Kläger umfangreiche Zer- ~
störungen ihrer Gemüsefarmen, Oliven- und Orangenhaine, einer 14 ~
km langen Bewässerungsanlage, 15 artesischer Brunnen, 15 Bewässe-
rungsteiche und mehrerer Baumschulen vorgebracht hatten, wies das
Gericht die Klage ab, da es befand, daß die Straße dennoch im Inter-
esse der lokalen Bevölkerung sei: sie schaffe eine schnelle Verbindung
zwischen den Siedlungen, erleichtere die Fahrt zur Arbeit nach Israel,
diene der Bevölkerung von Ramallah und acht weiteren Palästinensi- - 419: R J"M pI ' Kh~mai-

58, srae, anmng

schen Ortschaften und versorge den Zuwachs der Bevölkerung aus den Palicy and Hause

13 J h 53 Off . h I . h b h PI Demolitian in the West

vorangegangenen aren. enslc t IC etrac ten anungs- Bank, Palestine Acode-

behörde und Gerichte die .Iüdischen Siedler als Teil der örtlichen Bevöl- ml teic Ass t OCia /ti Aon ffa for n rna lona Irs,

kerung - eine Sicht, die dem Völkerrecht widerspricht, welches jegli- 19B9,

che Kolonisierun

g besetzter Gebiete untersa g t 54 8,50: Meron Benveni-

. s/i und Sh/omo Khayat,

Anm, 3,

851: VgJ, Anlhony

S. Zerstörung von Häusern und Bäumen Caon, Anm, 4, S, 2411f:

8 52: Azis Shehadeh,

B h ' I. h S. dl ' d . . h d ß d . S . d Fuad Shehadeh und

esuc ern Israe ISC er le ungen wir Immer verslc ert, a le le - Ra;a Shehadeh, Israeli

jung auf vorher unbebautem und unbenutztem land errichtet worden ist ~~P,h:~:s~~~:~a~A

und daß der ganze Kolonisierungsprozeß verhältnismäßig wenig Aus- Question for the Inter-

. ... . . . national Court 0' lusti-
wIrkungen auf die Palastlnenser habe. Das Ist schon angesichts der ce, Rama//ah 1984.

Tatsache, daß über die Hälfte der Westbank enteignet worden ist, :n~~:4~S~~~~oan
schwer vorstellbar. Fast ein Viertel der Bevölkerung in der Westbank 854: VgJ. dazu wei-
haben alles oder einen Teil ihres landes verloren, wenn auch die Sied- ter unten unter 6,

ler darauf achteten, vornehmlich land zu konfiszieren, auf dem sich
keine Wohnhäuser befanden. Dennoch wurden z.B. Zehntausende von
Palästinenser aus ihren Wohnungen vertrieben, als drei ihrer Dörfer
zerstört wurden, um die Mevo Horon Siedlung zu erbauen und den
sog. Canada Park (von kanadischen Juden finanziert) zu errichten.

Die Zerstörung palästinensischer Häuser gehört zu den Alltagser-
fahrungen seit 1967. Bis 1985 geschah die Zerstörung vornehmlich ~2/92 203
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aus »Sicherheits«gründen wie auch dann wieder nach Beginn der
Intifada. Diese Zerstörungen haben allerdings viel eher den Charak- ,
ter kollektiver Bestrafung gegen die Familien z.B. von Jungen, die

855: AI Haq, A Nati- b . St . f t t d AI H ht d d ß .
an underSiege, Ramal- elm einewer en er app wur en. aq ge avon aus, a seit
loh 1990, S. 350. Beginn der Intifada bis Ende 1989 wenigstens 401 Häusern aus
856: AI Haq, Anm. bio h S. h h .t .. d .. d .

I d55, S. 350. ange IC en IC er el sgrun en zerstort 0 er versiege t wor en
857: An/hanyCaan, sind.55 Das bedeutet, daß 3.152 Menschen wohnungslos gemacht
Anm. 4, S. 172 f. d '. d858: AI Haq, Pra/ec- wor en sln .
~~~Denied. 1991,S. Hinzu kommen Häuser, die aus sog. Planungsgründen, d.h. wegen

859: Vgl.Jasef mangelnder Ba.uerlaubnis, zerstört oder versiegelt werden. Eine Bauer-
Weng/er, JasefTif/e1 laubnis ist für Palästinenser Praktisch kaum zu erhalten zumindest(Hrsg.), Dacumen/s an ,
theArab-lsr.ae/CanRi,:/. dauert das Verfahren so lange, daß die meisten Familien mit dem Bau
TheResaluhansafUrn- b . .h h II h d M. I. d hl . D h ..bted Natians Organiza- eglnnen, um I rer sc ne wac sen en Itg le erza ein ac u er
/ian 28de Berlin d K f b k.. D C t f E . . d PI1971/79. Arnald Har- em Op ge en zu onnen. as» en er or nglneerlng un an-
tung /Hrsg.), Die UN- ning« in Ramallah geht davon aus, daß in den beiden Jahren minde-
Resalutianen zum Nah- ..
ast-KanRik/, Bd.2 stens 522 Hauser wegen mangelnder Bauerlaubnis zerstört oder ver-
t:r$911990,Ber- siegelt worden sind.56 Coon hat für die vier Jahre 1986 bis 1989 eine
860:YehudaBlum, Anzahl von etwa 1.500 zerstörten Häusern mit 13.500 ihrer Woh-
TheMissingReversio- b bt M h h 57 D. I Z hl . d f.. 1990ner: ReRectians an the nung erau en ensc en errec net. le etzte a wir ur
Status?f J,!dea and angegeben: etwa 145 wegen fehlender Bauerlaubn is zerstörter Häu-
Samarla, In: Israel Law
Review, Val. 3, Na. 2, ser .58 Seit 1967 hat der israelische High Court nicht ein einziges Mal
1968 S. 279 ff. Die d. A d . G b. k d Z .. d Vformale Begründung le nor nung eines e lets omman anten zur erstorung 0 er er-
Israels bezieht sich. auf sie gelung eines Hauses in den besetzten Gebieten aufgehoben oderAr/. 2 der Kanventian,
nach dem die Kanventi- für unrechtmäßig erklärt. Vielleicht auch hier überflüssig zu erwähnen:
on »aufFä/leteilweiser b. h . t k . F 1I b k d d ß H.. d. S. dlodervo/lständiger IS er IS ein a e annt gewor en, a auser, le von le ern
Besetz:ung des Terrilori- ohne Erlaubnis erbaut worden sind - Kiryat Arba oberhalb vonums eIner der Hohen
Ver/ragschließenden Hebron ist 1970 so von der Gush Emunim hochgezogen worden -
Parteien« anwendbar .. d . I dist. Dies treffe aber zerstort 0 er versiege t wur en.
wegen des besanderen -Status West-Jordaniens '

von 1949 bis 1967 d .. ,.
nicht auf die Westbank 6. Wo as Internationale Re(ht keine Geltung mehr hat
zu.
8 61:ThVgl,. Yora~ Dinl. Die Rechtslage besetzter Gebiete ist im Internationalen Recht relativ
steIn, e nternahona
LawofBe/ligerent klar umrissen und wirft nur in besonderen Fragen Zweifel auf. Grundla-
Occupationand . d d IV H Abk b ff d d. GdHuman Righ/s, in: Isra- ge sln as . aager ommen etre en le esetze un
el Yearbaak on Human Gebräuche des landkrieges (Haager landkriegsordnung, HlKO) von
Rlgh/s, Val. 8, 1978 S.

d f b105 ff. 1907, ie IV. Gen er Konvention ü er den Schutz von Zivilpersonen in
::~I:~~. ?a:hard Kriegszeiten von 1949 sowie die UNO-Charta von 1945. Auf dieser
Among N~tions: An Basis hat die UNO in zahlreichen Resolutionen der Generalversamm-
Introductian ta Public I . d . h h . d dInternational Law, New ung wie es SIC er eltsrates en Status er Westbank und des Gaza-
York 1986 S 693. St .f I b t t G b. t b t..t. t d d. A . 0Tom Farer,/sr~el" ' rel ens a s » ese z e e le e« es a Ig un le nnexlon von st-

Unlawfu/OccuP!'tion, Jerusalem für nichtig erklärt .59
In: Forelgn AHa,rs No. R . d H. h C . I I I1 d d82, Winter 1990/91, eglerung un Ig ourt In srae vertreten a er ings eine an ere
S.37ff. Meinung. Zwar anerkennen sie, daß die Regeln der Haager land-

kriegsordnung als Völkergewohnheitsrecht auf die »verwalteten Gebie-
te« Anwendung finden, akzeptieren aber nicht die Anwendbarkeit der
Vierten Genfer Konvention von 1 949. Israel sei nicht Besatzer, weswe-
gen die Konvention keine Anwendung finden könne, allerdings beach-
te es die »humanitären Standards«, die in dieser Konvention erwähnt
seien.60 Diese Ansicht ist nicht einmal in Israel unumstritten61 und in der

204 übrigen Welt vollkommen isoliert.62 Der UNO-Sicherheitsrat und die
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Generalversammlung haben in allen ihren zahlreichen Resolutionen
nie einen Zweifel an der Anwendbarkeit der Genfer Konventionen auf
die besetzten Gebiete und an der Verpflichtung der Israelis, sie einzu-'

halten, gelassen.
Die Grundlage der Pflichten eines Besatzers ist in Art. 43 HLKO

beschrieben, nach der er »alle von ihm abhängenden Vorkehrungenzu treffen (hat), um nach Möglichkeit die öffentliche Ordnung und das -

öffentliche Leben wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten, und zwar,
soweit kein zwingendes Hindernis besteht, unter Beachtung der Lan-
desgesetze«. Wie ferner Art. 55 festlegt, darf sich der besetzende
Staat »nur als Verwalter und Nutznießer der öffentlichen Gebäude, Lie-
genschaften, Wälder und landwirtschaftlichen Betriebe betrachten...Er
soll den Bestand dieser Güter erhalten und sie nach den Regeln des
Nießbrauchs verwalten«. Vor allem ist »die Zerstörung oder Wegnah-
me feindlichen Eigentums außer in den Fällen, wo diese Zerstörung
oder Wegnahme durch die Erfordernisse des Krieges dringend
erheischt wird«, verboten, Art. 23 g HLKO. Die zwischenzeitlich über
2.000 Militärverordnungen sind also nur insoweit gültig, als sie den
vorläufigen Verwaltungs- und Nutznießungsstatus beachten. Dies mag
für die Sperrung von Gebieten aus Gründen der Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung oder Sicherung des öffentlichen Lebens zutreffen,
nicht aber für die weitgehenden Landenteignungen zum Siedlungsbau
und zur ausschließlichen israelischen Verfügung.

Die Siedlungsaktivitäten selbst sind ebenfalls völkerrechtswidrig. Art.
49 der IV. Genfer Konvention bestimmt eindeutig: »Die Besatzungs-
macht darf nicht Teile ihrer eigenen Zivilbevölkerung in das von ihr,
besetzte Gebiet verschleppen oder verschicken.« Das Internationale
Rote Kreuz hat darauf hingewiesen, daß Art. 49 eine Praxis verhüten
will, die von verschiedenen Mächten während des zweiten Weltkrie-
ges angewandt wurde, die einen Teil ihrer eigenen Bevölkerung aus
politischen oder rassischen Gründen in die besetzten Gebiete überführ-
ten oder um, wie sie es nannten, jene Gebiete zu kolonisieren. Derarti-
ge Transfers »verschlechterten die wirtschaftliche Situation der einhei-
mischen Bevölkerung und gefährdeten ihre separate Existenz als
Rasse«.63 Dieses Verbot ist 1977 in dem I. Zusatzprotokoll zu den Gen-
fer Abkommen von 1949 über den Schutz der Opfer internationaler
bewaffneter Konflikte in Art. 85 Abs. 4 a wiederholt worden: »Als
schwere Verletzungen dies~.s Protokolls gelten a) die von der Besat-
zungsmacht durchgeführte Uberführung eines Teils ihrer eigenen Zivil- .63: Jean S. Pictel

bevölkerun g in das von ihr besetzte Gebiet...« Die Wiederholun g des (Hrsg.), Commenta'?':
/v Genevo Convenhon

Verbots und die zwischenzeitlich einhellige Verurteilung der Siedlungs- Re/ative 10 Ihe Protec-

I' t ' k d h d. UNO k.. d h I I d . d f.. lionofCivi/ianPersons
po 11 urc le onnen urc aus asn IZ a ur genommen in TimeofWar, Gene-
werden, daß es sich auch hierbei bereits um Völkergewohnheitsrecht va 1958, S. 283.

handelt, an das Israel in jedem Fall gebunden wäre.
Schließlich widerspricht auch die Zerstörung palästinensischer Häu- ;

ser, sei es aus Sicherheitsgründen oder wegen fehlender Bauerlaubnis
dem Internationalen Recht. Die Zerstörung des dringend für die rasche
Bevölkerungszunahme benötigten Wohnraums hat in jedem Fall den
Charakter einer kollektiven Bestrafung, die gem. Art. 33 IV. Genfer
Konvention verboten ist. ~/92 205
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7. Eine Friedensperspeklive?

Die Israelis begründen ihre Siedlungspolitik zum einen mit einem not-
wendigen Sicherheitsgürtel gegenüber den arabischen Nachbarn, zum
anderen mit historischen Ansprüchen auf Judäa und Samaria, dem
Kern von Eretz Israel.64

Selbst wenn wir unterstellen, daß die besetzten Gebiete Israel
einen mehr oder weniger wirksamen Schutzschild gegenüber den
arabischen Staaten verschaffen, so würde es sich doch nur um eine
zeitweise und' vorübergehende Besetzung handeln, die nach einer
Friedensregelung aufgehoben werden müßte - es sei denn, Israel

. richtet sich und seine Politik auf eine ewige Feindschaft ein. Die bibli-
schen Ansprüche hingegen laufen auf volle Annexion der Gebiete
hinaus und bilden den Kern des Problems. So wenig sie juristisch im
Rahmen des internationalen Rechts zu begründen sind und sich
gegen das völkerrechtliche Annexionsverbot durchsetzen können, so

I. sind sie doch politische Realität. Realität insofern, als sie mit der
i; Unterstützung des mächtigsten Teils der internationalen Staatenge-

meinschaft zu einer irreversibel erscheinenden Judaisierung der West-
bank und des Gaza-Streifens führen. Das politische Kalkül ist ein-
leuchtend und klar: je mehr Siedler in die Gebiete geschleust wer-
den, umso stärker wiegen die Fakten der Annexion. Denn welcher
Staat der nördlichen Hemisphäre würde seine Stimme dazu geben -
Völkerrecht hin, Völkerrecht her -, daß Juden entgegen ihrem Willen
ein weiteres Mal aus einem Siedlungsgebiet vertrieben würden? Um
diese Politik uneingeschränkt fortführen zu können, plädiert Woh-
nungsbauminister Ariel Scharon deshalb für den Verzicht auf den lQ-
Mrd.-$-Kredit der US-Regierung. Und die israelische Regierung ist
schon jetzt dabei, Ersatz bei befreundeten Regierungen wie z.B. in
Bonn einzuwerben.

Die zunehmende Auflösung ihres Rechts auf Selbstbestimmung und
Staatenbildung unter der Wucht der Siedlungspolitik wird von den
Palästinensern realistisch gesehen. Ihre zentrale Forderung in den Frie-
densgesprächen ist daher der Stopp der Siedlungstätigkeit. Alle ande-
ren Fakten, die die israelische Besatzung in den vergangenen Zeiten
geschaffen hat oder noch schaffen wird, sind in der aktuellen histori-

.64: Vgl. Ra;a Sheha- schen Perspektive reversibel, ausgenommen die Rückführung der Sied-
deh. Anm. 7, S. ~3 ff. ler. Deshalb hat die palästinensische Seite im laufe der Friedensver-
.65 Vgl. den lung- h dl d V hl b . d.. ..d. h S. dl dsten Berich/van amne- an ungen en orsc ag unter reitet, le lu ISC en le er ort zu
slyin/erna/iana!, Israel akze ptieren wo sie derzeit wohnen und in einen Palästinensischen and the occup,ed Ter-' ,
ri/aries: daten/ion, Staat zu integrieren.
interraga/ianand/rial hl . b I h d I .11d. b k dprocedures, Landan Der Vorsc ag Ist a ge e nt wor en. Israe WI le West an I as
1991. alte Judäa und Samaria) ohne arabische Bevölkerung - das land

ohne Volk. Jedoch, wie ist dieses Volk mit einer der höchsten Gebur-
tenraten in der Welt zum Verlassen des landes zu bewegen? Durch
Einschränkung der Bewegungsfreiheiten und Absenken der Existenzbe-
dingungen auf ein Minimum, lautet die Antwort. Seit 25 Jahren wird
sie nun mit einem Höchstmaß an Repression und zahlreichen, trotz
internationaler Ächtung nicht abnehmenden Menschenrechtsverletzun-

206 gen in die Realität umgesetzr5, einen Zirkel der Gewalt auslösend,
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dessen Ende allerdings nicht vom stärkeren Militär, sondern nur von
der klügeren Diplomatie bestimmt werden kann.

Unsere israelischen wie palästinensischen Gesprächspartner haben
bei aller Skepsis gegenüber den mehr stockenden als laufenden Frie-
densverhandlungen keine andere Alternative zum Dialog vorschlagen
können - die wahrscheinliche Radikalisierung des palästinensischen
Widerstandes bei weiterer Erfolgslosigkeit vor Augen. Während aller-
dings die Israelis die Beteiligung dritter Staaten so weit wie möglich
zu vermeiden suchen, knüpfen die Palästinenser ihre Hoffnungen auf
einen Erfolg an eben den Druck, der insbesondere von den USA und
den Staaten der EG ausgehen könnte. Beide Seiten stimmen demnach
in der Einschätzung von zwei Elementen überein: der gegenwärtig
zentrale Punkt der Auseinandersetzung ist die Siedlungspolitik, und
eine Veränderung des fixierten status quo wird nur von dem Einfluß
Dritter, d.h. vor allem der USA, gleichzeitig befürchtet und erwartet.
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